
Der deutsche Bundeskanzler wünscht sich noch mehr Mehrheit-
sentscheidungen in der EU und beschwört damit Geister her-
auf, die eines Tages deren Untergang besiegeln könnten.

Als eine der Lehren, die aus dem Ukrainekrieg zu ziehen
seien, so Scholz in einer Grundsatzrede in Prag am 29. Au-
gust 2022, gelte es, die Einstimmigkeit in der EU, allen
voran in der Außenpolitik, abzuschaffen. Die EU erweist
sich nicht nur in seinen Augen umso stärker, je mehr Macht
die nationalen Regierungen an die Brüsseler Institutionen
abgeben. Dass dort vor allem Berlin in allererster Reihe
die Register zieht, wird von den selbstlosen deutschen EU-
-Enthusiasten dabei gerne unterschlagen.

Im EU-Ministerrat, um den es hier geht, werden schon seit
Jahren in vielen Politikfeldern Entscheidungen mit Stimmen-
mehrheiten getroffen, vor allem wenn es um den Außenhandel
oder  die  Agrarpolitik  handelt,  wo  die  meisten
Zuständigkeiten ohnehin in Brüssel liegen. Das geschieht
entweder mit einfacher (14 Mitgliedsstaaten stimmen mit Ja)
oder mit qualifizierter Mehrheit (55 Prozent der EU-Länder,
die mindestens 65 Prozent der EU-Bevölkerung vertreten,
geben ihre Zustimmung).

In der viel beschworenen „Gemeinsamen Außen- und Sicher-
heitspolitik“, wie sie amtlich heißt, hat Brüssel hingegen
nicht viel zu vermelden. Die wichtigsten Instrumente hal-
ten weiterhin die Mitgliedsstaaten. Es gibt zwar einen
Auswärtigen Dienst der EU, aber der kann nicht einmal Visa
ausstellen. Und eine europäische Armee existiert schon gar
nicht.
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Anders als Scholz es darstellt, ist das kein überkommenes
Festhalten  an  nationalem  Eigensinn,  sondern  eine
vernünftige Regelung. Auf keinem Politikfeld ist der Ein-
satz so hoch wie in der Außenpolitik. Letztendlich geht es
um Krieg und Frieden, wie gerade wieder in der Ukraine zu
beobachten ist. Die Vorstellung, man könne die Regierung
eines oder mehrerer Mitgliedsländer bei Fragen von solcher
Tragweite einfach überstimmen, ist befremdlich. Die Folgen
eines solchen EU-Beschlusses müssen alle tragen.

Das gilt auch für die Sanktionspolitik, die Scholz im er-
sten  Schritt  in  eine  Mehrheitsentscheidung  überführen
möchte. Wenn die EU zum Beispiel mehrheitlich für die Ein-
stellung des Handels mit einem Drittstaat stimmen sollte,
dann  müssten  auch  die  Mitgliedsstaaten  ihre  Geschäft-
stätigkeit  beenden,  die  dagegen  waren.  Eine  Vergeltung
träfe wiederum alle 27 EU-Länder. In einem gar nicht mehr
so undenkbaren Szenario ist es vorstellbar, dass ein Land
wie  Russland  auf  europäische  Sanktionen  militärisch
reagiert. Kann die EU solche Risiken wirklich eingehen,
ohne dass alle Regierungen zugestimmt haben? Und wo soll
das enden? Sollen eines Tages auch Militäreinsätze per
Mehrheit beschlossen werden? In der NATO gibt es das aus
gutem Grund nicht.

Was in solch zugespitzten Lagen passieren kann, kennt man
aus der Innen- und Justizpolitik der EU. Dort gibt es
keine Einstimmigkeit mehr. Im Jahr 2015 beschloss der Min-
isterrat mit Mehrheit, Flüchtlinge in der gesamten EU zu
verteilen. Obwohl es sich um einen rechtskräftigen Besch-
luss handelte, weigerten sich mehrere osteuropäische Staat-
en erfolgreich, ihn umzusetzen, weil er bei ihnen innen-
politisch nicht durchsetzbar war. Auch in der Außenpolitik
wäre  das,  bei  starken  Auffassungsunterschieden  im  Rat,
eine wahrscheinliche Folge. Und der Schaden wäre sicher-



lich größer als der bei den manchmal unbefriedigenden Kom-
promissen, die heute in Brüssel eingegangen werden müssen.

Da die Einwohnerzahl berücksichtigt wird, begünstigen die
Mehrheitsregeln im Rat die Großen. Scholz (und Macron) ge-
ht es letztlich darum, kleineren EU-Ländern das Vetorecht
zu nehmen. Der deutsche Kanzler begründet seinen Vorschlag
ausdrücklich mit künftigen Erweiterungen in Richtung Süden
und Osten (Balkan sowie Ukraine), auch wenn niemand weiß,
ob diese in absehbarer Zeit stattfinden werden.

Das ist genau die falsche Lehre, die aus den vielen poli-
tischen Fehlentscheidungen, die in Europa vor dem Krieg ge-
fallen sind, gezogen wird. Es lag nicht an den Abstimmungs-
regeln, dass die Brüsseler Institutionen Putins Überfälle
(Georgien, Krim, Donbass) immer wieder hingenommen haben
und dass vor allem Westeuropa in eine verhängnisvolle Ab-
hängigkeit von russischem Gas geraten ist. Es lag daran,
dass  Deutschland  seine  vermeintlichen  Wirtschaftsin-
teressen mit harter Hand, gegen den Willen vor allem der
östlichen EU-Mitglieder durchgesetzt hat.

Der Rückschluss daraus darf nicht sein, dass Deutschland,
unterstützt von seinen treuen Satelliten (Frankreich, die
Benelux-Länder,  Österreich  u.  e.  a.  m.)  diese  Staaten
künftig nach Lust und Laune überstimmen kann, sondern dass
man deren Argumente ernst nimmt und ihre Belange berück-
sichtigt, so schwer das oft fallen mag.

Ein  Konsens,  der  auf  dem  kleinsten  gemeinsamen  Nenner
beruht, bringt die EU allemal weiter als der große Dissens
in  Folge  von  Kampfabstimmungen,  nach  denen  die  Übers-
timmten rebellieren. Deutschland muss nicht nur so tun als
ob, sondern tatsächlich einvernehmlicher werden im Umgang
mit Osteuropa. Es ist ernüchternd zu sehen, dass das nach



siebzig Jahren „europäischer Einigung“ immer noch keine
Selbstverständlichkeit ist.
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